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Carte blanche

Euro-Malus, Euro-Bonus – was tun?
Von Rolf Weder

Vor gut einem Jahr kritisierten österreichische 
Politiker die Schweiz: sie profitiere von einer 
Stabilisierung des Euro, zahle aber nichts in den 
Euro-Rettungsschirm ein. Der Delegierte der EU 
für die Schweiz und das Fürstentum Liechtenstein, 
Botschafter Michael Reiterer, relativierte zwar 
diese Aussage. Auch er meinte aber lakonisch, 
dass sich Schweden am Euro-Schutzschirm betei-
ligen wolle, obwohl das Land nicht Mitglied der 
Euro-Zone sei.

In der Zwischenzeit ist der Kurs des Euro weiter 
gesunken, von damals 1.40 auf rund 1.20 Fran-
ken. Was wäre wohl heute die Antwort der EU auf 
die Frage, ob sie sich nicht beteiligen wolle an den 
Anpassungskosten, welche in der Schweizer 
Wirtschaft aufgrund des Misserfolgs der Euro-
Politik entstehen? 
Das Problem des Euro liegt nicht in der zu gerin-
gen Einzahlung von wertvollem Geld in einen 
Euro-Fonds zur Rettung überschuldeter Mitglie-
der der Währungsunion. Nein, vielmehr ist es die 
Nichtbeachtung der Erfolgsfaktoren einer funktio-
nierenden Währungsunion, welche den Euro  
seit seiner Geburt anfällig für Abstürze macht. 
Während alle nach Griechenland schauen, müsste 
man eigentlich den Blick in Richtung Brüssel 
richten.
Die Mitglieder der Europäischen Union haben 
letztlich zwei Möglichkeiten, die Währungs
situation in Europa zu stabilisieren. Entweder 
begehen sie den Weg in Richtung einer noch 
strikteren politischen Integration mit der Schaf-
fung einer eng reglementierten Ausgaben- und 
Verschuldungspolitik der einzelnen Länder oder 
sie wechseln vollständig die Richtung und streben 
ein System flexibler Wechselkurse an. Die 
Schweiz, welche als Mitglied des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) sehr wohl Mittel für das 
Hilfspaket an Griechenland beisteuert, müsste im 
IWF diese Grundsatzdiskussion fördern. Die 
Schwäche des Euro überrascht in Anbetracht der 
Unsicherheit nicht. Wie schon in den 1970er-Jah-
ren ist es wiederum die Politik, welche für die 
abrupten Schwankungen in den Wechselkursen 
verantwortlich ist. Die fundamentalen Schwächen 

Hick-up

Der Zetta-Tsunami

des Euro lassen sich durch eine entsprechende 
Antwort der Schweizerischen Nationalbank (SNB) 
nicht einfach rückgängig machen. Es kommt dazu, 
dass auch der US-Dollar infolge des angeschlage-
nen Vertrauens in die US-Fiskalpolitik (Stichwort 
«hohe Staatsverschuldung») und Geldpolitik 
(Stichwort «Inflationsgefahr») unter seinem 
langfristigen Wert liegt. Der Schweizer Franken 
dient in dieser Situation als sicherer Hafen für 
viele internationale Anleger.
Kürzlich wurde die «Anbindung» des Schweizer 
Frankens an den Euro gefordert. Selbstverständ-
lich könnte die SNB sehr viele Euros gegen 
Schweizer Franken kaufen. Dies hat ihr in der 
Vergangenheit aufgrund der entstandenen Wert-
verluste bei den Währungsreserven aber grosse 
Kritik eingebracht. Vielleicht sollte sie der Swiss 
die druckfrischen Schweizer Banknoten einfach 
mitgeben, um sie auf ihren Flügen durch Europa 
fallen zu lassen, oder – etwas zielorientierter – den 

Schweizer Exporteuren 20 Prozent ihres Euro-
Umsatzes in Schweizer Franken gutschreiben.  
Vor allem das Letztere mag für einige verlockend 
tönen. Wollen wir aber wirklich einen schwachen 
Franken?

Was immer die SNB nämlich tut, um den Schwei-
zer Franken zu schwächen: Das Inflationspotenzial 
dürfte steigen, was wegen der gestiegenen Infla
tionserwartung auch die Zinsen erhöht. Aber auch 
das Vertrauen in den Schweizer Franken wäre 
zerstört. Das Bild der Schweiz als Ort der Stabilität 
von Währung und Preisen würde meines Erachtens 
an Glaubwürdigkeit verlieren. Die tiefen Realzin-
sen wären Vergangenheit. Soll die Schweiz das 
problematische Währungsexperiment der EU mit 
einem eigenen Experiment beantworten? Kommt 

dazu, dass eine starke Währung eigentlich ein 
gutes Zeichen einer Volkswirtschaft ist.
Somit wird es wohl die Wirtschaft «richten» 
müssen. Dies ist leichter gesagt als getan, wenn 
man bedenkt, dass rund 60 Prozent der Exporte 
der Schweiz in die EU gehen. Der Euro hat sich seit 
Januar 2010 um etwa 20 Prozent abgewertet, was 
für Schweizer Exportfirmen (Maschinen, Touris-
mus, Banken) einen erheblichen «Euro-Malus» 
bedeutet; im schlimmsten Fall sind ihre Preise in 
Schweizer Franken um 20 Prozent gesunken.

Natürlich gibt es auch den «Euro-Bonus», von dem 
Konsumenten und Firmen profitieren, die in der 
Euro-Zone einkaufen; 80 Prozent der Importe der 
Schweiz kommen nämlich aus der EU. Dadurch 
geraten lokal tätige inländische Produzenten 
unter Druck. Die Betroffenheit durch den schwa-
chen Euro ist also sehr unterschiedlich.

Um Produktionsverlagerungen ins Ausland zu 
hemmen, könnte eine sinnvolle Anpassung darin 
bestehen, die Nominallöhne von Beschäftigten in 
Exportsektoren zu senken (eine Verlängerung der 
Arbeitszeit bei gleichem Lohn zeigt in dieselbe 
Richtung). Die Reallöhne (das heisst die Kauf-
kraft) dieser Beschäftigten müssen dadurch aber 
nicht fallen. Die Personen profitieren nämlich bei 
ihren Konsumausgaben direkt oder indirekt vom 
schwachen Euro. Dies gilt in extremer Form für 
die Grenzgänger, deren Ausgaben primär in Euro 
stattfinden. Ihre Löhne in Schweizer Franken 
dürften deshalb zuerst sinken.
Andererseits wird sich eine einzelne Firma über
legen, ob sie diese Lohnanpassung nach unten 
vornehmen will. Überbewertungen von ausländi-
schen Währungen sind möglich. Dann müssten 
Löhne mit demselben Argument erhöht werden. 
So war der Euro während langer Zeit – von 2004 
bis 2008 – bei Werten zwischen 1.55 und 1.65 
Franken zu hoch bewertet. Vielleicht ist die 
momentan beobachtbare Anpassung auch deshalb 
relativ schmerzhaft, weil sich einige Schweizer 
Firmen damals an die komfortable Lage eines zu 
starken Euro gewöhnt haben.
* �Rolf Weder ist Professor für Aussenwirtschaft an der 

Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät (WWZ) der 
Universität Basel
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Von Martin Hicklin

Kleine Meldung, grosses Ding: Vor ein paar 
Tagen erst war in der Basler Zeitung auf knappen 
17 Zeilen vermeldet worden, dass die von 
Menschen erzeugte und aufzubewahrende Daten-
menge sich derzeit alle zwei Jahre verdopple und 
erstmals in Zettabytes gemessen werden müsse. 
Wer Zetta hört und gleich an Nullen und die 
derzeit etwas heftig geschüttelte Wiege des 
Abendlandes denkt, liegt natürlich richtig.
Die Vorsilbe Zetta (aus griechisch hepta abgeleitet 
und zur Abwehr von Verwechslungen mit einem 
Z garniert) steht seit 1991 offiziell für eine 
Trilliarde: Eine 1 mit 21 Nullen. Das ist nicht nur 
für Angehörige jener Generation eine Riesenzahl, 
die mit Hekto und Kilo aufwuchsen und am 
Flipperkasten noch für schlappe 600 Zähler ein 
Freispiel bekamen und nicht «geil» sagen durften, 
ohne rot zu werden.

Denn das bedeutete damals noch vor allem das, 
was die Bayern und insbesondere Konstantin 
Wecker «gamsig» nennen. Aber so wie sich das 
Mega in Bombenstärken, Kraftwerkleistung, 
Harddisks und Lohntüten von Managern breit-

machte, galt mehr und mehr auch geil als gut.  
So kam es, dass die Kinder manches nicht kilo-, 
sondern eben gleich megageil fanden. Dabei ist es 
geblieben, obwohl lautmalerisch längst das Giga 
besser passen würde. 

Apropos giga. Man kann von den neuen Griechen 
halten, was man will, auf die alten bauen wir noch 
immer. Megas sagten sie für gross und Gigas stand 
für «riesenhafter Recke», wie das sperrige analoge 
Wörterbuch anzeigt. Doch heute wirkt das riesen-
hafte Giga (=eine Milliarde) gegenüber Zetta 
geradezu zwergenhaft. Liegt doch noch das Tera 
(für griechisch tetra=vier), das Peta (penta=fünf) 
und das Exa (hexa=sechs) dazwischen. Jedes 
1000-mal grösser als das Vorherige. Erst dann 
folgt Zetta, für 1000 hoch sieben. 

Zu Trilliarden häufen sich heute also die Bytes, 
jene binären Folgen aus acht Nullen und Einsern, 
in denen die Zeichen «digitalisiert» sind, die das 
Wissen und zunehmend auch das Leben der 
Menschen beschreiben. Trilliarden von Bytes, die 
zuverlässig gehandhabt und gern geheim gehalten 
sein wollen. Doch leichter gesagt als getan: Als 
einen «unaufhörlichen Tsunami» müsse man sich 

eben das Datenwachstum vorstellen, sagen die 
Experten der International Data Corporation 
(IDC) in ihrem Bericht zur Dekade des digitalen 
Universums, den nicht umsonst EMC2, ein Anbie-
ter von virtuellen Rechenlösungen, sponsert. 
Letztes Jahr seien trotz Krisen die Datenmengen 
im digitalen Universum um ganze 62 Prozent auf 
800 Exabytes gestiegen. Auf DVDs gäbe das einen 
Stapel bis zum Mond und zurück. Ende dieses 
Jahres werden es 1,2 Zettabytes sein. 2020 soll der 
Datenberg gar auf 35 Zettabytes anschwellen.

Das ist schon darum beängstigend, weil bereits 
heute der verfügbare Speicherplatz nicht aus-
reicht, wollte man alles aufbewahren, was an 
digitalen Daten erzeugt wird. Die Lücke wird sich 
rasch weiten. Sicher ist dagegen, dass im digitalen 
Universum die Wolken wachsen werden, in denen 
sich Heere von Servern und Speichern für Kunden 
abmühen. Doch wer wo was wie sicher aufbe-
wahrt und auch wieder findet, das ist noch keines-
wegs gelöst, sagt der Report. Erst recht nicht, 
wenn noch mehr digitale Anwendungen im priva-
ten Leben «unverzichtbar» werden. Ziemlich zetta, 
das alles. Die Wörterbücher geben wir lieber doch 
noch nicht weg.

Agenda

Der Krieg um 
die Initiativen
Von Daniel Vischer

Der «Initiativen-Krieg» geht weiter. Er begann mit 
der Umsetzung der Verwahrungs-Initiative 2006. 
Der damalige Justizminister Christoph Blocher 
sah ein, dass er die Volksinitiative nicht im Wort-
laut zum Gesetz erheben konnte, weil dies der 
Europäischen Menschenrechtskonvention 
(EMRK) widersprochen hätte. Also «bog» er den 
Initiativtext zurecht. Am Ende kam eine Fassung 
heraus, von der man noch immer nicht weiss, ob 
sie tatsächlich EMRK-konform ist, mit der sich 
aber die Initiantinnen am Ende abfanden. Die 
Minarett-Initiative wartet noch immer auf ihre 
gerichtliche Bewährung in einem konkreten 
Bewilligungsverfahren. Die Verjährungs-Initiative 
schliesslich wird auch nicht dem Wortlaut gemäss 
umgesetzt, was auch kaum im Interesse des 
Initiativkomitees läge.

Letzte Woche nun präsentierte die Arbeitsgruppe 
zur Ausschaffungs-Initiative ihren Abschlussbe-
richt und schlägt Varianten vor. Aus ihrer Uneinig-
keit machte sie keinerlei Hehl. Während Heinrich 
Koller, Präsident der Arbeitsgruppe zu Recht vom 
«kaum lösbaren Dilemma» zwischen Respektie-
rung des Volkswillens und Umsetzung im Ein-
klang mit anderen Verfassungsbestimmungen 
sprach, pocht die SVP auf wörtliche Umsetzung 
der Initiative. Freilich führt wörtliche Umsetzung 
der Initiative keineswegs zu dem Resultat, das die 
SVP gerne hätte. Aus dem Initiativtext ergibt sich 
nämlich in keiner Weise der von ihr reklamierte 
Automatismus der Ausweisung bei Verurteilung 
im Strafverfahren, um einen Kernstreitpunkt zu 
nennen. Mit Taschenspielertricks versucht sie 
vielmehr, die Initiative gegen deren Wortlaut 
umzuinterpretieren. Heute soll es sich denn auch 
plötzlich nach SVP-Umsetzungsvorstellungen um 
16 000 jährlich Auszuschaffende handeln, derweil 
die Partei selbst im Abstimmungskampf von einer 
zehnmal tieferen Zahl sprach. Von einem solchen 
Volkswillen kann indes keine Rede sein. Eine 
Einigung mit der SVP wird es nie geben, weil es ihr 
ja gerade um die Auseinandersetzung zwischen 
ihr als vermeintlicher Wahrerin eines Volkswillens 
und allen anderen geht. 

Warum gibt es überhaupt diesen Krieg um die 
Initiativen? Weil die Voraussetzungen für die 
Ungültigkeit anders und strenger sind als jene zur 
Umsetzung einer Initiative nach deren Annahme. 
Es gibt Bestrebungen, dies anzugleichen, der 
Nationalrat hat einen entsprechenden Vorstoss 
des Unterzeichneten längst überwiesen, der Ball 
liegt beim Ständerat. Dies würde der SVP-Kampa-
gne gegen die Geltung des internationalen Völker-
rechts im Kernbereich der Menschenrechte ein 
Stück weit den Boden entziehen.
Vorläufig wäre es am schlausten, gar nichts zu 
machen – der Verfassungsartikel wird direkt 
anwendbar, und über die strittigen Fragen müssen 
im Einzelanwendungsfall mit und ohne Ausfüh-
rungsgesetzgebung eh die Gerichte entscheiden. 
Das wäre die konkreteste Achtung des Volks
willens. Warum sich von den Initianten unnötig 
vorführen lassen, die jede Gesetzgebung als Hohn 
verschreien werden?

Was immer die Nationalbank 
tut, um den Schweizer 
Franken zu schwächen: Das 
Inflationspotenzial dürfte 
steigen, was Zinsen erhöht.


